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Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU 

zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurfs eines Gesetzes zur Dämpfung der Ausgabenentwicklung und zur 
Strukturverbesserung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz - KVKG) 
- Drucksachen 8/166, 8/173, 8/338 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 § 1 Nr. 36 sind § 371 Abs. 1 und 2 wie folgt zu 
fassen: 

„ (1) Die Krankenkassen haben Krankenhauspflege durch die 
Hochschulkliniken sowie die Krankenhäuser zu gewähren, die 
in den Krankenhausbedarfsplan aufgenommen sind oder die 
sich gegenüber den Krankenkassen hierzu bereit erklärt haben. 

(2) Die Landesverbände sind berechtigt, die Erklärung binnen 
drei Monaten abzulehnen, wenn eine Gewähr für eine aus-
reichende zweckmäßige und unter Berücksichtigung der Lei-
stungsfähigkeit des Krankenhauses wirtschaftliche Kranken-
hauspflege nicht gegeben ist oder die Ziele des Krankenhaus-
planes gefährdet werden. Die Ablehnung oder die Annahme 
der Bereiterklärung eines Krankenhauses und die Kündigung 
des Vertrages bedürfen der Zustimmung der zuständigen Auf-
sichtsbehörden. Die Kündigung ist unter den Bedingungen von 
Satz 1 nur mit einer Frist von zwei Jahren möglich. Soweit 
möglich, ist den religiösen Bedürfnissen der Kranken Rechnung 
zu tragen." 

Bonn, den 11. Mai 1977 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
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Begründung 

Die Formulierung in Absatz 1 stellt sicher, daß Hochschulklini-
ken und alle Krankenhäuser, die im Bedarfsplan aufgenommen 
sind, sich den Krankenkassen gegenüber zur Gewährung von 
Krankenhauspflege nicht mehr ausdrücklich anbieten müssen. 

In Absatz 2 ist klargestellt, daß andere Krankenhäuser, die 
nicht im Krankenhausbedarfsplan aufgenommen sind, unter ge-
wissen Voraussetzungen zur Krankenhauspflege berechtigt 
sind. Die Ablehnung oder die Annahme ihres Angebots gegen-
über den Krankenkassen ist von der Zustimmung der Aufsichts-
behörde abhängig. Damit ist sichergestellt, daß diese Kranken-
häuser auch dann abgelehnt werden können, wenn sie unab-
hängig von ihrer Leistungsfähigkeit die Krankenhausplanung 
gefährden. 


